
„nur...

H1

.

 ,_
@Ay

«Rwy«‚m ........1

..„

........_..

”my.sf..
..

.
\._



|00000003||

SU6BOG1öt5tingen

IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII IIIII IIIIIIIIIIIII
2003 A 22219



|00000004||

ABHANDLUNGEN - ANTHROPOGEOGRAPHIE
INSTITUT FÜR GEOGRAPHISCHE WISSENSCHAFI'EN

FREIE UNIVERSITÄT BERLIN

BAND 64

CLEOICTT‘TB ‚74‘ 22 2.7 3

SCH RIFTLEITUNG:

GEORG KLUCZKA

VERANTWORTLICH FÜR DIESEN BAND:

GEORG KLUCZKA



|00000005||

ABHANDLUNGEN - ANTHROPOGEOGRAPHIE
INSTITUT FÜR GEOGRAPHISCHE WISSENSCHAFTEN

FREIE UNIVERSITÄT BERLIN

BAND 64

PETRA OVERWIEN

PLANUNGSBEZOGENES KONFLIKTMANAGEMENT
UNTER TRANSFORMATIONSBEDINGUNGEN

Ein empirischer Beitrag zur Erklärung von
Suburbanisierungstendenzen in der Stadtregion Berlin

BERLIN
2003



|00000006||

HERAUSGEBER : G. BRAUN, U. FREITAG, G. KLUCZKA,

K. LENZ, W. SCHARFE, F. SCHOLZ

Institut für Geographische Wissenschaften - Anthropogeographie, Angewandte Geographie

und Kartographie / Abt. für Geographie Nordamerikas im J.F. Kennedy-Institut

Die Deutsche Bibliothek — CIP- Einheitsaufnahme
Bin Titeldatensatz für diese Publikation ist bei
Der Deutschen Bibliothek erhältlich

ISSN 0940-7685

© 2003 by Dietrich Reimer Verlag GmbH
Zimmerstraße 26-27 "Mai?" "

D—10969 Berlin g" '

Alle Rechte vorbehalten E k ‘
‘

i
g

Nachdruck verboten E . . .

Printed in Germany "A a“,
' " ‘

füge"
ISBN 3—496-02755—X.

"

D—188



|00000007||

„Wenn ich mit dem Schreiben gut v0rank0mme,

fühle ich mich rundum wohl. Aber leider kostet es

mich jeden Morgen erst einmal unglaubliche Über-

windung, mich überhaupt an den Schreibtisch zu

setzen und anzufangen. Man muß der Wahrheit ins

Auge blicken: Schreiben ist die Hölle.“

William Styron

Die größte Hürde einer Dissertation liegt zweifellos als mittelschwerer Doppeloxer gleich am An-

fang des Parcours: Ist die Frage, ob man ein solches Projekt mit ungewissem Ausgang überhaupt in

Angriff nehmen sollte, schlußendlich doch positiv beantwortet, müssen passende Sätze für ein

Vorwort, das zu Beginn eines wissenschaftlichen Elaborates nun einmal nicht fehlen darf, gefunden

werden.

Mir fehlen an dieser Stelle die richtigen Worte, um all jenen, ohne deren Unterstützung diese

Arbeit nie begonnen, geschweige denn beendet worden wäre, in angemessener Form zu danken. Sie

ließen mich in vielen vertrauensvollen Gesprächen an ihren Erfahrungen und Einsichten teil haben,

verschafften mir Zugang selbst zu vertraulichem Daten- und Informationsmaterial, gaben wertvolle

Hinweise auf weitere Quellen und Ansprechpartner oder machten mir immer wieder Mut, mein

privates Hobby-Forschungsprojekt in der knapp bemessenen Freizeit jenseits eines Full-Time-Jobs

zu Ende zu bringen.

Sie alle hätten es verdient, hier namentlich erwähnt zu werden. Wenn ich darauf den Konventionen

zum Trotz verzichte, dann in der Absicht, die zugesicherte Anonymität meiner zahlreichen Ge-

sprächspartner, von deren Insider-Kenntnissen diese Forschungsarbeit im wesentlichen lebt, zu

wahren. Sie kennen lernen zu dürfen, zählte für mich zu den schönsten Erfahrungen während dieser

Zeit.

Ausnehmen von dieser Regel darf ich Herrn Prof. Dr. Georg Kluczka und Herrn Prof. Dr. Hans

BÖhm, die mir trotz berechtigter Skepsis die Freiheit ließen, einen Wissenschaftskrimi zu schreiben

und den zähen Forschungsprozeß stets mit kritisch-wohlwollenden Anregungen begleiteten.

Ich danke Ihnen für Ihr Interesse und Ihre Unterstützung.

Dortmund/Berlin im Juni 2002 Petra Overwien



|00000009||

l. Einleitung

Inhaltsverzeichnis

1

2. Geographische Suburbanisierungsforschung:
Aus dem Osten nichts Neues? 4

2.1. Zum Forschungsgegenstand ................................................................................... 6

2.2. Suburbanisierung in ostdeutschen Stadtregionen als neuartiges Phänomen .......... 9

2.3. Wohnsuburbanisierung in ostdeutschen Stadtregionen als Produkt des
raumwirksamen Handelns verschiedener Akteure ................................................. 12

2.3.1. Wohnstandortentscheidungen privater Haushalte ..................................... 13
2.3.2. Investitionsentscheidungen von Bauherren ............................................... 16
2.3.3. Planungsentscheidungen von Kommunen ................................................. 18
2.3.4. Steuerungsein uB überörtlicher Planungsträger ........................................ 22

2.4. Erstes Zwischenfazit: Schlußfolgerungen für das eigene Forschungskonzept ....... 24

Institutionelle Transformationsforschung:
Kein Thema fiir die Geographie? 28

3.1. Zum Forschungsgegenstand ................................................................................... 29

3.2. Institutionelle Transformation in Ostdeutschland - ein ganz besonderer Fall ........ 33

3.2.1. Institutionelle Transformation im engeren Sinne und personelle
Transformation ........................................................................................... 34

3.2.2. Funktionale Transformation am Beispiel der kommunalen Ebene ............ 38

3.2.3. Normative Transformation am Beispiel des Bauplanungsrechtes .............. 42

3.3. Zweites Zwischenfazit: Schlußfolgerungen für das eigene Forschungskonzept ..... 48



|00000010||

4.

II

Raumbezogene Konfliktforschung:
Aus der Geographie nichts Neues? 50

4.1. Zum Forschungsgegenstand ..................................................................................... 52

4.2. Wegweisende theoretische und empirische Studien ................................................ 53

4.2.1. Ein Plädoyer für eine raumbezogene Kon iktforschung auf der
Meso- und Mikroebene (OSSENBRÜGGE & SANDNER 1994) ................ 54

4.2.2. Ein Plädoyer für die Auseinandersetzung mit dem „Alltäglichen
Geographie-Machen“ (WERLEN 1995) ...................................................... 54

4.2.3. Redimensionierung von Baugebieten in suburbanen Gemeinden
(BOT 1992) .................................................................................................. 55

4.2.4. Stadtentwicklungsplanung im Spannungsfeld von Politik und
Verwaltung (BASTEN 1998) ....................................................................... 56

4.2.5. Bausteine für eine Theorie raumbezogenen Handelns
(REUBER 1999) .......................................................................................... 58

4.3. Drittes Zwischenfazit: Schlußfolgerungen für das eigene Forschungskonzept ....... 60

(Feld-)Forschung unter Transformationsbedingungen:
Ein ganz normaler Vorgang? 66

Wohnsuburbanisierung in der Stadtregion Berlin seit 1990:
Ein überschätztes Phänomen? 72

6.1. Rückblick und Ausblick auf die Entwicklung der Untersuchungsregion ................ 76

6.2. Wohnsuburbanisierung in der Stadtregionen Berlin als Produkt des raum—
wirksamen Handelns verschiedener Akteure ........................................................... 85

6.2.1. Wohnstandortentscheidungen privater Haushalte ....................................... 86

6.2.2. Investitionsentscheidungen von Bauherren ................................................. 93
6.2.3. Planungsentscheidungen von Kommunen .................................................. 100

6.2.4. Steuerungsein uß der überörtlichen Planung ............................................. 106

6.3. Viertes Zwischenfazit: Trotz Planung: Wachstum am falschen (Stand-)Ort .......... 113



|00000011||

7.

III

Institutionelle Transformation in Brandenburg (und Berlin):
Ein unterschätztes Phänomen? 116

7.1. Rahmenbedingungen für die Landespolitik und -planung ..................................... 118

7.2. Institutionelle Transformation in Brandenburg ...................................................... 121

7.2.1. Insitutionelle Transformation im engeren Sinne am Beispiel der
Gemeindeverwaltungs- und Kreisgebietsreform ....................................... 123

7.2.2. Funktionale Transformation ....................................................................... 127
7.2.3. Personelle Transformation ......................................................................... 129

7.2.4. Normative Transformation am Beispiel der Landesplanung ..................... 130

7.3. Der Streit um die gemeinsame Regional- und Landesplanung:
Zwei ungleiche Partner nden mühsam zur Kooperation ...................................... 132

7.3.1. Erste Vorstellungen für eine gemeinsame Landesplanung
werden entwickelt und umgesetzt .............................................................. 135

7.3.2. Berlin und Brandenburg bevorzugen unterschiedliche
Kooperationsmodelle in der Regionalplanung ........................................... 136

7.3.3. Das Leitbild der dezentralen Konzentration sorgt nur
scheinbar für einen Interessenausgleich ..................................................... 146

7.3.4. Der Landesentwicklungsplan für die Stadtregion Berlin
löst Verteilungskon ikte aus ...................................................................... 155

7.3.5. Die gemeinsame Landesplanung droht zu scheitern .................................. 158

7.4. Fünftes Zwischenfazit:
Ein Kon ikt wird ausgehandelt und entfaltet langfristige Wirkungen ................... 164

7.4.1. Ein planungsbezogener Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................ 165

7.4.2. Protagonisten und Antagonisten im Streit um eine gemein-

7.4.3.
same überörtliche Planung ......................................................................... 168
Ausblick: Kooperation statt Konkurrenz? .................................................. 174



|00000012||

IV

8. Fallstudie Seeburg: Dorfentwicklung von außen nach innen? ........... 176

8.1. Rahmenbedingungen für die Kommunalpolitik und —planung ............................... 179

8.1.1. Ausgangssituation: Lage und Entwicklung der Gemeinde bis 1989 ......... 179

8.1.2. Institutionelle Transformation:
Zusammenarbeit zwischen Legislative und Exekutive .............................. 184

8.1.3. Ökonomische Transformation: Seeburg als Spekulationsobjekt ............... 186

8.2. Weichenstellende Entscheidungen für die Dorfentwicklung ................................. 191

8.2.1. Die Entwicklungsgesellschaft Seeburg (EGS) mbH ................................. 191

8.2.2. Erste konzeptionelle Vorstellungen für die Dorfentwicklung ................... 194

8.3. Der Streit um den B-Plan 4:
Ein Wohnungsbauvorhaben wird geplant und durchgesetzt .................................. 199

8.3.1. Die überörtlichen Planungsbehörden lehnen das Vorhaben ab ................. 200

8.3.2. In der Bürgerschaft formiert sich Widerstand gegen das Projekt .............. 204

8.3.3. Die Gemeindevertretung hält an dem Bauvorhaben fest ........................... 207
8.3.4. Die Genehmigung für den B-Plan 4 wird erst versagt

und dann doch erteilt ................................................................................. 209
8.3.5. Bürger gehen erfolglos gerichtlich gegen den B-Plan 4 vor ...................... 211

8.4. Sechstes Zwischenfazit:
Ein Kon ikt wird ausgehandelt und entfaltet langfristige Wirkungen .................. 215

8.4.1. Ein planungsbezogener Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................ 216

8.4.2. Protagonisten und Antagonisten im Streit um den B-Plan 4 .................... 217
8.4.3. Ausblick: Dorfentwicklung von auBen nach innen? ................................. 231

9. Fallstudie Langerwisch: Dorfentwicklung von innen nach außen? 234

9.1. Rahmenbedingungen für die Kommunalpolitik und -planung .............................. 236

9.1.1. Ausgangssituation: Lage und Entwicklung der Gemeinde bis 1989 ........ 236

9.1.2. Institutionelle Transformation:
Zusammenarbeit zwischen Legislative und Exekutive .............................. 240

9.1.3. Ökonomische Transformation: Langerwisch als Spekulationsobjekt ........ 245



|00000013||

V

9.2. Weichenstellende Entscheidungen für die Dorfentwicklung .................................. 246

9.2.1. Langerwisch als Modellvorhaben für eine städtebauliche Dorferneuerung 247
9.2.2. Erste konzeptionelle Vorstellungen für die Sanierung .............................. 252

9.3. Der Streit um die Sanierung: Ein Modellversuch spaltet die Dorfgemeinschaft 255

9.3.1. Die Gemeinde und ihre Berater planen und bauen in einem Dickicht
von Vorschriften ......................................................................................... 258

9.3.2. Die Begeisterung der Bürger für die Sanierung schwindet ........................ 261
9.3.3. Nach der Kommunalwahl bestimmen neue Ziele und Berater

den Sanierungsprozeß ................................................................................ 263

9.3.4. Ein Haushaltsde zit stellt die Fortsetzung der Sanierung in Frage ........... 265
9.3.5. Neubaugebiete sorgen für Kon ikte mit den überörtlichen

Planungsträgem .......................................................................................... 269

9.4. Siebtes Zwischenfazit:
Ein Kon ikt wird ausgehandelt und entfaltet langfristige Wirkungen ................... 275

9.4.1. Ein planungsbezogener Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................. 278

9.4.2. Protagonisten und Antagonisten im Streit um die Sanierung .................... 278
9.4.3. Ausblick: Dorfentwicklung von innen nach außen? .................................. 282

10. Fazit und Ausblick 286

Verzeichnisse

Abbildungen .............................................................................................................. VI

Tabellen ..................................................................................................................... VIII

Abkürzungen ............................................................................................................. X

Literatur ..................................................................................................................... XIII



|00000014||

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb. 5

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

10:

11:

12:

13:

14:

15:

16:

17:

18:

19:

20:

21:

22:

23:

24:

25:

26:

27:

28:

VI

Abbildungsverzeichnis

: Themen, Ebenen und Aufbau der Forschungsarbeit .................................................... 3

Phasen der Entwicklung von Stadtregionen (idealtypische Darstellung) .................... 8

° Wohnsuburbanisierung aus handlungsorientierter Sicht:
Akteure auf dem Wohnungs-‚ Immobilien- und Grundstücksmarkt ............................ 26

Chronik der wichtigsten Ereignisse in der „Wendezeit“ 1989/1990 ........................... 32

: Transformation des Planungssystems .......................................................................... 49
' Das Konzept der dreifachen Subjektivierung und Instrumentalisierung

räumlicher Strukturen im Rahmen raumbezogener Kon ikte ..................................... 59
° Ein Phasenmodell für die Analyse von raumbezogenen Kon ikten ........................... 64

Grenzen der Stadtregion Berlin vor und nach der Kreisgebietsreform Ende 1993 ..... 73

Berliner Umlandgemeinden nach Größenklassen 1990 und 1998 ............................... 74

Bevölkerungsentwicklung in den Teilräumen des Berliner Umlandes 1950-1989 79

Bevölkerungsentwicklung in den Teilräumen des Berliner Umlandes 1998-2015 84

Wanderungen in das Berliner Umland 1991-1999 (Saldo) ........................................ 89

Bevölkerungsentwicklung in den Teilräumen des Berliner Umlandes 1990-1998 90

Der Landesentwicklungsplan für den engeren Ver echtungsraum (LEP eV)
Brandenburg-Berlin (Ausschnitt) ............................................................................... 108

Kreisstruktur in Brandenburg vor und nach der Neugliederung 1993 ....................... 126

Planungsregionen in Berlin-Brandenburg .................................................................. 138

Das Leitbild der dezentralen Konzentration ............................................................... 147

Strategische Raumbilder aus Brandenburger und Berliner Sicht ............................... 153

Die Fusionsverhandlungen als Bühne für einen Mehr—Ebenen-Kon ikt ................... 165

Verhandlungs— und Kon iktphasen im Überblick ..................................................... 166

Ein Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................................................................. 166

Transformation des Planungssystems in Brandenburg (und Berlin) .......................... 173

Bevölkerungsentwicklung von Seeburg 1990-1998 ................................................... 176

Großräumige Lage der Untersuchungsgemeinde Seeburg ......................................... 180

Flächennutzung in der Gemeinde Seeburg 1989/90 ................................................... 181

Luftbild der Gemeinde Seeburg .................................................................................. 183

Amt Fahrland und Umgebung .................................................................................... 185

Bauleitpläne und Bauprojekte in Seeburg (Stand: Mitte 1998) .................................. 188



|00000015||

Abb.
Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

Abb.

VII

29: Die Entwicklungsgesellschaft Seeburg 1991 .............................................................. 192
30: Der B-Plan 4: Chronik des Planungsverfahrens ......................................................... 201

31: Planungs- und Kon iktphasen im Überblick .............................................................. 217

32: Ein Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................................................................. 218

33: Ziele und Strategien der Akteure im Streit um den B-Plan 4 ..................................... 221

34: Bevölkerungsentwicklung von Langerwisch 1990-1998 ............................................ 234

35: Großräumige Lage der Untersuchungsgemeinde Langerwisch .................................. 237

36: Luftbild der Gemeinde Langerwisch .......................................................................... 238

37: Amt Michendorf und Umgebung ................................................................................ 242

38: Verfügbare (= kassenwirksame) und ausgezahlte Fördermittel für die
Sanierung in Langerwisch 1991-1996 ........................................................................ 251

39: Das Sanierungsgebiet in Langerwisch ........................................................................ 254

40: Die Sanierung: Chronik des Verfahrens ..................................................................... 257

41: Neue Wohnbaugebiete in Langerwisch (Stand: Mitte 1998) ...................................... 270

42: Sanierungs- und Kon iktphasen im Überblick ........................................................... 276

43: Ein Kon ikt nimmt seinen Lauf ................................................................................. 276

44: Ziele und Strategien der Akteure im Streit um die Sanierung .................................... 279

45: Zentrale Kon iktkonstellationen in den Untersuchungsgemeinden
aus der Sicht der Gemeindevertretungen .................................................................... 288



|00000016||

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

Tab.

10:

11:

12:

13:

14:

15:

16:

17:

18:

19:

20:

21:

22:

23:

24:

VIII

Tabellenverzeichnis

' Hemmende bzw. fördernde Faktoren für die Entwicklung der Kommunen
in ostdeutschen Stadtregionen ...................................................................................... 12

Hauptgründe und -argumente für die Wohnstandortwahl im suburbanen Raum ......... 14

Entwicklungsstrategien von Kommunen im suburbanen Raum .................................. 19

Varianten der Transformation staatlicher Systeme ...................................................... 30

Die Kommunen im institutionellen Transformationsprozeß ........................................ 40

Einwohner in der Stadtregion Berlin 1950-1990 .......................................................... 77

Veränderung der Einwohnerzahl in der Stadtregion Berlin 1950-1990 ....................... 77

Erwartungen zur demographischen Entwicklung in der Stadtregion
Berlin bis 2010 ............................................................................................................. 82

Voraussichtliche Bevölkerungsentwicklung in der Stadtregion
Berlin 1998-2015 ......................................................................................................... 83

Bevölkerungsentwicklung in der Stadtregion Berlin 1990-1998 ................................. 87

Bevölkerungsveränderungen in der Stadtregion Berlin 1991-1998 ............................. 87

Wanderungen zwischen Kernstadt und Umland 1991-1998 ........................................ 88

Wanderungen von Berlinern innerhalb der Stadtregion 1991-1998 ............................ 88

Fertiggestellte Wohnungen in der Stadtregion Berlin 1991—1998 ............................... 94

Ausweisung von Wohnbau ächen (ha) in verbindlichen Bauleit-
plänen 1990-1999 ........................................................................................................ 103

Potentiale für den Wohnungsbau auf Wohnbau ächen in verbindlichen
Bauleitplänen (in WE) ................................................................................................. 105

Wohnbau ächen nach Gemeindetypen im Berliner Umland 1990-1999 .................... 110

Tatsächliche und landesplanerisch erwünschte Entwicklung der Berliner
Umlandgemeinden ....................................................................................................... 1] 1

Typ 3-Gemeinden mit mehr als 100 % Bevölkerungszuwachs 1990-1998 ................. 112

Institutionelle Transformation im engeren Sinne auf der Gemeinde- und
Kreisebene in Brandenburg 1990—1993 ....................................................................... 122

Chronik der Landesplanung in Brandenburg und Berlin (Auszug) ............................. 133

Planungsaufgaben in verschiedenen Teilräumen von Berlin und Brandenburg .......... 148

Entwicklungsstrategien der Gemeindevertretung und der Bürgerinitiative Seeburg .. 228

Planungsvorgaben im Vergleich zur realen Entwicklung der Gemeinde Seeburg ...... 232



|00000017||

Tab. 25:

Tab. 26:

Tab. 27:

Tab. 28:

Tab. 29:

Tab. 30:

IX

Bewilligte Fördermittel für die Sanierung in Langerwisch 1991-2000 (in DM) ......... 250

Kassenwirksame Fördermittel für die Sanierung in Langerwisch
1991-1996 (in DM) ...................................................................................................... 250

Die Gemeinde saniert als Bauherrin ein Gebäude - ein ktives Rechenbeispiel ......... 266

Entwicklungsrahmen für die Gemeinde Langerwisch bis 2010 aus der Sicht
verschiedener Planungsträger ...................................................................................... 283

Potentieller Entwicklungsrahmen für die Gemeinde Langerwisch bis 2010 ............... 284

Entwicklungsstrategien der Untersuchungsgemeinden im Vergleich .......................... 287



|00000018||

Abb.

ABl.

ARL

Art.

Az.

BauGB

BauGB-MaBnG

BauNVO

BauROG

BauZVO

Bbg.

BBR

BGBl.

BI

B-Plan

ca.

EGS

EFH

eV / eVr

EW

F-Plan

FN

GBl.

GbR

ggf.

ggü.

GL

GmbH

GV

GVBl.

ha

HF

Hg.

HWB

Abkiirzungsverzeichnis

Abbildung

Amtsblatt

Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Artikel

Aktenzeichen

Baugesetzbuch

Maßnahmengesetz zum Baugesetzbuch

Baunutzungsverordnung

Bau- und Raumordnungsgesetz
Bauplanungs— und Zulassungsverordnung

Brandenburg(isches)

Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung

Bundesgesetzblatt

Bürgerinitiative
Bebauungsplan
circa

Entwicklungsgesellschaft Seeburg (mbH)

Einfamilienhaus

engerer Ver echtungsraum (Berlin-Brandenburg)

Einwohner

Flächennutzungsplan

Fußnote

Gesetzblatt
Gesellschaft bürgerlichen Rechts
gegebenenfalls

gegenüber

Gemeinsame Landesplanungsabteilung
(der Länder Berlin und Brandenburg)

Gesellschaft mit beschränkter Haftung
Gemeindevertretung

Gesetz- und Verordnungsblatt
Hektar

Havelland-Fläming

Herausgeber

Handwörterbuch (der Raumordnung)



|00000019||

i.d.F.

IfS

IaoBaulG

ISW

i.V.m.

Kap.

KEK

KG

KSPW

LBBW

LBS

LDS

LEP

LEP eV

LEPro

LPG

LPlG

LSG

LSP

LUA

MD

MFH

MI

MSWV

MUNR

NatSchG

NSG

o.A.

OEK

OT

OVG

PPP

qkm

qm

X1

in der Fassung

Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik
lnvestitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz

Institut für Stadtentwicklung und Wohnen (des Landes Brandenburg)
in Verbindung mit

Kapitel

Kreisentwicklungskonzept

Kommanditgesellschaft

Kommission für die Untersuchung des sozialen und politischen
Wandels in Ostdeutschland e.V.
Landesamt für Bauwesen, Bautechnik und Wohnen
(des Landes Brandenburg)

Landesbausparkasse

Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik
Landesentwicklungsplan

Landesentwicklungsplan für den engeren Ver echtungsraum
Landesentwicklungsprogramm
landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft
Landesplanungsgesetz

Landschaftsschutzgebiet

Landschaftsplan

Landesumweltamt

Dorfgebiet (laut BauNVO)

Mehrfamilienhaus

Mischgebiet (laut BauNVO)

Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr
(des Landes Brandenburg)

Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung
(des Landes Brandenburg)
Naturschutzgesetz

Naturschutzgebiet
ohne Autor
Ortsentwicklungskonzept
Ortsteil
Oberverwaltungsgericht
Public-Private-Partnership
Quadratkilometer

Quadratmeter



|00000020||

ROB

ROG

ROV

RPG

SED

StaLa

Tab.

TÖB

TOP

u.a.

V&E-Plan

VEG

VerwG

vgl.

VLPlG

VU

WA

WE

WoBauErlG

WR

ZFH

z.B.

XII

Raumordnungsbericht (der Bundesregierung)

Raumordnungsgesetz

Raumordnungsverfahren

regionale Planungsgemeinschaft

Sozialistische Einheitspartei Deutschlands

Statistisches Landesamt (Berlin)

Tabelle

Träger öffentlicher Belange

Tagesordnungspunkt

und andere
Vorhaben- und Erschließungsplan

Volkseigenes Gut

Verwaltungsgericht

vergleiche
Vorschaltgesetz zum Landesplanungsgesetz und
Landesentwicklungsprogramm (Brandenburg)

vorbereitende Untersuchung(en)

allgemeines Wohngebiet (laut BauNVO)
Wohneinheit(en)

Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz

reines Wohngebiet (laut BauNVO)

Zweifamilienhaus
zum Beispiel



|00000021||

1. Einleitung

„Blühende Landschaften“ versprach Bundeskanzler Helmut Kohl den Bürgern Ostdeutschlands

anläßlich der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990. Unmittelbar darauf kam der „Aufbau Ost“

geradezu lawinenartig in Gang und manifestierte sich in zahlreichen Bauprojekten, die buchstäblich

„auf der grünen Wiese“ entstanden. Auch vor der Stadtgrenze Berlins wuchsen in den vergangenen

zehn Jahren zahlreiche Dörfer über ihre alten Siedlungskeme hinaus.

Planungsexperten aus Berlin und Brandenburg sahen diese Entwicklung sehr wohl voraus. Um die

Gefahr einer Suburbanisierung zu bannen, legten sie bereits im Mai 1990 das erste Konzept für den

Schutz wertvoller Freiräume in der Hauptstadtregion vor. Demnach sollte sich die Ausweisung

neuer Baugebiete auf jene Umlandgemeinden beschränken, die dafür aufgrund ihrer Lage und

Größe besonders geeignet erschienen.

Trotz dieses Problembewußtseins und klarer Vorstellungen für die Siedlungsentwicklung in der

Stadtregion entstand innerhalb weniger Jahre „ein erheblicher Flurschaden im Berliner Vorgarten“.

Medienberichte wamten schon im Frühjahr 1990 vor Heerscharen von „Goldgräbern“, die „in die-

sen schwierigen Umbruchzeiten unter Ausnutzung mehr oder weniger rechtsfreier Räume nach

Wild-Ost-Manier“ im märkischen Sand schürften. Sie verurteilten angeblich jeden „mühsamen

Versuch“ der Territorialplaner, den drohenden „Wildwuchs“ der Bauprojekte in den Berliner

Umlandgemeinden einzudämmen, zum Scheitern. Trotzdem warf die Presse den Landesplanem aus

Berlin und Brandenburg fünf Jahre später massive „Versäumnisse“ vor, weil sie das Entstehen

eines „Speckgürtels“ nicht verhindert hatten.l

Die vorliegende Arbeit sucht mit Hilfe qualitativ-interpretierender Methoden nach Antworten auf

die Frage, wie und warum es kleinen dör ichen Gemeinden im Berliner Umland nach der politi-

schen Wende gelang, entgegen den Vorstellungen der überörtlichen Planungsträger größere

Wohnungsbauprojekte zu realisieren. Sie geht dabei von folgenden grundlegenden Annahmen aus:

— Jede Entscheidung für oder gegen ein neues Wohngebiet in den suburbanen Gemeinden wirkt

sich auf die Entwicklung einer Stadtregion insgesamt aus.

— Spezi sche Entwicklungspfade von Stadtregionen im allgemeinen und den suburbanen

Gemeinden im besonderen lassen sich nicht nur auf exogene Ein ußfaktoren zurückführen

und daher durch systemtheoretische Ansätze alleine nicht befriedigend erklären.

l Weis, O. J .: „Die Goldgräber schürfen schon im märkischen Sand — von Golfplätzen, Baumärkten, Hotels und
dem mühsamen Versuch, den Wildwuchs im Berliner Umland einzudämmen.“ Frankfurter Rundschau vom
28.04.1990; Tiede, P.: „Flurschaden im Berliner Vorgarten.“ Märkische Allgemeine Zeitung vom 21.04.1995
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— Den Berliner Umlandgemeinden stand in den ersten Jahren nach dem Fall der Mauer ein sehr

großer Spielraum für die Bauleitplanung zur Verfügung, der eine Suburbanisierung begün-

stigte.

— Ein endogenes Steuerungsde zit beeinträchtigte in dieser Zeit die Durchsetzung von landes-

und regionalplanerischen Zielen und Konzepten gegenüber sehr wachstumsfreudigen kleinen

Kommunen.

Als Monopolisten bei der Beschaffung von Baurechten bestimmen die Kommunen das lokale An—

gebot an verfügbaren Bau ächen maßgeblich. Die Neuausweisung größerer Baugebiete setzt in der

Regel entsprechende politische Entscheidungen und planerische Aktivitäten voraus, auf die viele

Gruppen von Akteuren mit unterschiedlichen Zielen und Mitteln Ein uß nehmen. Dennoch existie—

ren bisher kaum deutschsprachige Forschungsarbeiten, die solche Prozesse im Hinblick auf ihre

Bedeutung für Suburbanisierungsphänomene untersuchen.2 Ferner blenden anthropogeographische

Studien über die Entwicklung von Stadtregionen in Ostdeutschland den institutionellen Trans-

formationsprozeß während der ersten Nachwendejahre als Erklärungsansatz weitgehend aus. Dabei

spielt dieser Aspekt eine zentrale Rolle, um die Chancen der Landes- und Regionalplanung, erfolg-

reich gegen Baupläne von Investoren und Kommunen vorzugehen, zu beurteilen. Schließlich ent-

scheiden im Kon iktfall die Machtmittel und das Verhandlungsgeschick der beteiligten Akteure

darüber, wessen Interessen sich im Ergebnis durchsetzen.

Diese stark empirisch ausgerichtete Arbeit forscht daher aus einer akteurs- und prozeßorientierten

Sicht auf mehreren sachlichen und räumlichen Ebenen nach den Ursachen von demographischen

Suburbanisierungstendenzen in der Stadtregion Berlin seit 1990 (vgl. Abb. l). Um die wesentlichen

Rahmenbedingungen, Interessen und Handlungsstrategien der Hauptakteure im Suburbanisierungs—

prozeß aufzuzeigen, steht die beispielhafte Analyse der Entstehung und des Managements von

planungsbezogenen Kon ikten im Vordergrund. Das Verhältnis von kommunalen und privaten

Akteuren wird dabei ebenso beleuchtet wie das Verhältnis von kommunalen und staatlichen

Planungsträgem.

Ein solches Anliegen setzt die ergebnisoffene Suche nach multikausalen Zusammenhängen und

Erklärungsansätzen voraus. Damit ist zwangsläu g ein Blick über den Tellerrand geographischer

Forschung hinaus verbunden. Die theoretische Spurensuche nach ersten Antworten auf die kom-

plexe Fragestellung fußt deswegen auf einem „Patchwork-Ansatz“, der Erkenntnisse aus einigen

2 ausgenommen z.B. BOT 1992 mit Beispielen aus der Schweiz; ARING u.a. 1996 mit Beispielen aus
Deutschland



Nachbardisziplinen, insbesondere den Politik- und Verwaltungswissenschaften, einbezieht. Weg-

weisende Studien aus der Suburbanisierungs-, Transformations- und Kon iktforschung dienen da-

bei als Grundlage, um Thesen und Instrumente für die eigenen empirischen Studien zu entwickeln

(Kap. 2 bis 4). Daran schließt sich eine Methodendiskussion unter besonderer Berücksichtigung

ethischer Gesichtspunkte bei der Feldforschung unter Transformationsbedingungen an (Kap. 5).

Abb. 1: Themen, Ebenen und Aufbau der Forschungsarbeit

2 Theorie— ;

6 Regionale

TranSformatiOHSforschungSuburbanisierungsforschung

Entwurf & Gra k: P. Overwien

Ausgehend von den bisher erkennbaren Suburbanisierungstendenzen in der Untersuchungsregion

wird dann das Verhältnis von überörtlichen und örtlichen Planungsträgern vor dem Hintergrund der

rechtlich-administrativen Transformation näher beleuchtet (Kap. 6 und 7). Zwei Fallstudien zeigen

anschließend auf, welche Spielräume kleinen Gemeinden im Berliner Umland für die Umsetzung

einer wachstumsorientierten Politik in der Nachwendezeit zur Verfügung standen. Anhand der je-

weiligen Schlüsselprojekte für die Kommunalplanung wird exemplarisch die Entwicklung

planungsbezogener Interessenkon ikte dokumentiert und reinterpretiert (Kap. 8 und 9). Eine Zu-

sammenfassung und Bewertung der empirischen Ergebnisse unter Rückgriff auf das theoretisch

fundierte Forschungskonzept schließt die Arbeit ab (Kap. 10), die als Plädoyer für eine stärker

intra- wie interdisziplinär ausgerichtete Forschung zu verstehen ist.
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2. Geographische Suburbanisierungsforschung:
Aus dem Osten nichts Neues?

Das ächenhafte Wachstum der Städte in den umliegenden, meist ländlich geprägten Raum be-

schäftigt die geographische Forschung seit rund 30 Jahren. Durch Regionalanalysen versuchten

diverse Autoren, dieses interessante Phänomen der Raumentwicklung mit Hilfe quantitativer

Methoden zu begreifen. Zur Entwicklung der westdeutschen Stadtregionen liegen entsprechende

Studien bereits seit einiger Zeit vor.3 Inzwischen sind aber auch Arbeiten erschienen, die Suburba-

nisierungsphänomene im Umland ostdeutscher Städte beschreiben und erklären.4

Die umfangreiche geographische Literatur zu diesem Thema spiegelt inhaltlich die vielfältigen

Facetten dieses komplexen Forschungsfeldes wider.5 In Abhängigkeit von ihrem Forschungs—

schwerpunkt wählen die Autoren dazu unterschiedliche theoretische Zugänge. Ohne Anspruch auf

Vollständigkeit erheben zu wollen, lassen sich grob vier Hauptrichtungen in der empirischen

Suburbanisierungsforschung skizzieren:

(1) ökonomisch- s_kalisch orientierte Studien:

welche zum Beispiel die wirtschaftlichen Ursachen und Konsequenzen der Abwanderung von

Bevölkerung, Gewerbe- und Handelsbetrieben in das großstadtnahe Umland auf die öffent-

lichen Haushalte sowie Infrastruktureinrichtungen ergründen,

(2) Ökologisch-verkehrlich orientierte Studien:

die zum Beispiel Umweltbelastungen infolge der steigenden verkehrlichen Mobilität und des

Siedlungs ächenverbrauchs im Zuge der Suburbanisierung thematisieren,

(3) demographisch-sozialökologisch orientierte Studien:

die sich zum Beispiel der Erforschung von Segregationsprozessen in einer Stadtregion wid-

men und dazu unter anderem auf die Analyse von Wanderungsströmen und -motiven

verschiedener sozialer Gruppen zurückgreifen, sowie

3 z.B. GANS 1991 zum Hamburger Raum; SCHWANZER 1987 zur Region Frankfurt; HERDEN 1989 zum
Rhein-Neckar-Raum; GLÄSSER & VOSSEN 1988 zum Kölner Raum; KLAUS-STÖHNER 1992 zur Rhein-
Main—Region; GOEDECKE 1991, PAESLER 1992 und KAGERMEIER 1994 zur Region München;
vergleichende Studien nden sich z.B. bei STREIT & HAASIS 1990 und ARING u.a. 1996

4 z.B. WIEST 1993, BRAUSE & GRUNDMANN 1994, HERFERT 1994, BREUSTE & KABISCH 1996 zur
Region Halle-Leipzig; WIRTH 1992, DANIELZYK / MÜLLER / SCHMIDT 1997 zur Region Dresden;
OTT 1997 zur Region Erfurt; DÜSTERWALD u.a. 1994, SCHULZ & VOGENAUER 1996, LEINE-
WEBER / PAPROTH / WILKES 1995, ARING u.a. 1996, BAUER 1997 und NUISSL 1999 zur Region
Berlin; vergleichend HERFERT 1996

5 vgl. dazu BURDACK & HERFERT 1998 : 26 ff.
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(4) angewandt-planungsorientierte Studien:

welche zum Beispiel Konzepte und Instrumente für die Steuerung der Suburbanisierung auf

lokaler wie regionaler Ebene entwickeln und evaluieren oder auch kooperative Planungs-

ansätze diskutieren.

Suburbanisierungsforschung ist bis heute in erster Linie Stadtentwicklungsforschung. Sie konzen-

triert sich hauptsächlich auf die Probleme der Großstädte, in denen sich die negativen Folgen dieses

räumlichen Dekonzentrationsprozesses in kumulativer Form zeigen. Das Umland, für das Wissen-

schaftler bis heute noch keine adäquate und konsensfähige Bezeichnung nden konnten,6 steht als

(vermeintlicher) Gewinner der Suburbanisierung dagegen seltener im Mittelpunkt des Forschungs-

interesses. Erst in jüngster Zeit mehren sich Studien, welche Disparitäten in der Entwicklung ein-

zelner Sektoren oder Kommunen innerhalb dieser Raumkategon'e zu erkennen und zu erklären

versuchen.7

Auch diese Arbeit soll aus der Perspektive einzelner Umlandgemeinden, die eine wachstums-

orientierte Kommunalpolitik und -planung verfolg(t)en, einen Beitrag zum Verständnis der Subur-

banisierung in ostdeutschen Stadtregionen im allgemeinen und der Stadtregion Berlin im besonde-

ren leisten. Eine Regionalanalyse dient dabei als Plattform für die vertiefende Untersuchung von

zwei Fallbeispielen. Um bisherige Erkenntnisse aus der Suburbanisierungsforschung als Inspira-

tionsquelle für das eigene Forschungsdesign zu nutzen, werden zunächst empirische Befunde zur

Wohnsuburbanisierung zusammenfassend vorgestellt. Dabei stehen zwei Fragen im Vordergrund:

— Zeichnet sich die (Wohn-)Suburbanisierung in Ostdeutschland gegenüber Westdeutschland

durch spezi sche Merkmale und räumliche Muster aus?

— Welchen Ein uß besitzen die Transformation des staatlichen Systems und das Handeln von

Akteuren, also exogene bzw. endogene Ein ußfaktoren, auf die (Wohn-)Suburbanisierung in

ostdeutschen Stadtregionen?

Ausgehend von grundlegenden Begriffen und allgemeinen Erkenntnissen (Kap. 2.1) stellt das

folgende Kapitel den Stand der geographischen Suburbanisierungsforschung in bezug auf die ost-

deutschen Stadtregionen einerseits (Kap. 2.2) und die handelnden Akteure andererseits (Kap. 2.3)

dar, um daraus Rückschlüsse für das weitere Vorgehen zu ziehen (Kap. 2.4).

6 Gabriele SCHWARZ sprach bereits 19663 von „Siedlungen zwischen Stadt und Land“ (S. 255 ff.),
SIEVERTS prägte 1997 den Begriff „Zwischenstadt“.

7 siehe z.B. BURDACK & HERFERT 1998, die sich vor allem für funktionale Spezialisierungen und die Ent-
stehung neuer Zentren im suburbanen Raum interessieren
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2.1. Zum Forschungsgegenstand

Die geographische Suburbanisierungsforschung zeichnet sich durch eine erhebliche inhaltliche

Bandbreite aus. Dafür ist nicht nur der vielschichtige Untersuchungsgegenstand verantwortlich,

sondern auch ein fehlender Grundkonsens über die zentralen Forschungsfragen sowie die wichtig-

sten Fachtermini. Alle einschlägigen Studien setzen sich daher zwangsläu g mit den zahlreichen

räumlichen und sachlichen Operationalisierungsmöglichkeiten in diesem interessanten Themenfeld

auseinander.

Die Verständigungsschwierigkeiten unter den Suburbanisierungsforschem beginnen bereits bei der

Benennung und Abgrenzung des Untersuchungsgebietes. Bezeichnungen wie „metropolitanes

Gebiet“, „Stadtregion“, „Verdichtungsraum“ oder „Agglomeration“ sind gebräuchlich, sie werden

jedoch von einigen Autoren (teilweise) synonym verwendet, während andere darin gewichtige

Unterschiede sehen.8 Immerhin sind sich die Forscher insofern einig, als das ihr Untersuchungs-

gebiet aus (mindestens) einer Großstadt („Kernstadt“) und einem daran angrenzenden „Umland“

mit mehreren Gemeinden besteht.9

Angesichts dieser vagen De nition stellt sich im Rahmen aller einschlägigen Studien das Problem,

die inneren und äußeren Grenzen einer Stadtregion bzw. ihrer Teilräume näher zu bestimmen. Die

Orientierung an administrativen Grenzen führt zwar inhaltlich zu unbefriedigenden Ergebnissen,10

läßt sich aber aus statistischen Gründen nicht umgehen. Die „Kernstadt“ anhand ihrer administra-

tiven Grenze zu de nieren, bietet sich zumindest in monozentrischen Untersuchungsregionen als

pragmatische Lösung an. Das daran angrenzende Umland von den benachbarten (ländlichen) Re-

gionen abzugrenzen, erweist sich dagegen als deutlich schwieriger, so daß sich einige Arbeiten aus-

schließlich diesem Problem widmen. Da für eine Untersuchungsregion meistens mehrere wissen-

schaftliche und amtliche Abgrenzungen vorliegen, die nicht deckungsgleich sind und darüber hin-

aus im Laufe der Zeit Veränderungen - z.B. durch administrative Gebietsreformen — unterliegen, ist

eine vergleichende Suburbanisierungsforschung nur mit erheblichen Einschränkungen möglich.ll

8 zu den Begriffen „Stadtregion“, „Verdichtungsraum“ und „Agglomeration“ siehe GAEBE 1987 : 45 f. und
185 f.; HOFMEISTER 19946 : 82 ff. sowie AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND LANDES-
PLANUNG 1995 : 915 und 1006 ff.; FRIEDRICHS 1995 : 99 verwendet den Oberbegriff „metropolitanes
Gebiet“

9 so GAEBE 1987 : 46 und FRIEDRICHS 1995 : 100‘0 vgl. FRIEDRICHS 1995 : 99
“ vgl. GAEBE 1987 :47 ff. und 192; FRIEDRICHS 1995 : 100; in einigen Studien ber die Stadtregion Berlin

nden sich statistische Zeitreihen, die auf unterschiedlichen räumlichen Abgrenzungen basieren; vgl. dazu
u.a. HARTMANN & HERTEN 1996 : 370, FN 2; auch im Raumordnungsbericht 1993 nden sich mehrere
Abgrenzungsvarianten, vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR RAUMORDNUNG, BAUWESEN UND
STÄDTEBAU 1994 (a) : ll ff., 21 und 91 ff.
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Weil es nicht Ziel der vorliegenden Arbeit ist, einen konzeptionellen Beitrag zur Lösung dieser

Fragen zu leisten, kann an dieser Stelle auf eine vertiefende Diskussion der vielfältigen terminolo-

gischen und methodischen Probleme verzichtet werden. Wenn im folgenden also von einer Stadt-

region die Rede ist, handelt es sich im Sinne eines sehr pragmatischen Begriffsverständnisses um

einen administrativ abgrenzbaren Raum mit (mindestens) einer Großstadt und mehreren Kommu-

nen im angrenzenden Umland.12

Ebenso wenig wie auf eine allgemeingültige Bezeichnung und räumliche Abgrenzung der Unter-

suchungsgebiete kann sich die Forschung auf eine allseits anerkannte De nition des Suburbanisie-

rungsbegriffs stützen.l3 Ein Blick in die einschlägige Literatur zeigt, daß es dennoch in Deutsch-

land einen gewissen Konsens darüber gibt, wie dieser Begriff im Grundsatz zu verstehen ist.

FRIEDRICHS & ROHR beschrieben die Suburbanisierung Mitte der 70er Jahre als „Verlagerung

von Nutzungen und Bevölkerung aus der Kernstadt, dem ländlichen Raum oder anderen metro-

politanen Gebieten in das städtische Umland bei gleichzeitiger Reorganisation der Verteilung von

Nutzungen und Bevölkerung in der gesamten Fläche des metropolitanen Gebietes“.l4 Da alle ein-

schlägigen Studien und neuere De nitionsversuche15 im Kern darauf zurückgehen, diente diese

Charakterisierung der geographischen und soziologischen Suburbanisierungsforschung gleicher-

maßen als Wegweiser.

GAEBE, der die Suburbanisierung analog zu FRIEDRICHS & ROHR als „intraregionale Dekon-

zentration von Nutzungen und Bevölkerung“ versteht, fand ein Kriterium, um den Beginn der

Suburbanisierung unter Berücksichtigung der funktionalen Reorganisation innerhalb einer Stadt-

region statistisch nachzuweisen. Demnach setzt eine Suburbanisierung erst dann ein, wenn sich

„der Wachstumsschwerpunkt von der Kernstadt ins Umland verlagert“. Nach Auffassung von

FRIEDRICHS müssen die damit verbundenen „Verlagerungen bzw. Neugründungen im suburba-

nen Raum nicht zu Lasten der Kernstadt gehen“.16

‘2 Die Begriffe „Umland“, „suburbaner Raum“ und „Umlandgemeinden“ werden im folgenden synonym ver-
wendet; zur Abgrenzung der „Stadtregion Berlin“ als Untersuchungsgebiet siehe Kap. 6.‘3 GAEBE 1987 :45 f.; KAGERMEIER 1994 : 302‘4 FRIEDRICHS & ROHR 1975 : 30‘5 2.13. PAESLER 1992 : 35 oder jüngst TÖNNIES 1999 : 2316 FRIEDRICHS 1995 : 99; GAEBE 1987 :46



Abb. 2: Phasen der Entwicklung von Stadtregionen (idealtypische Darstellung)
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Quelle: GAEBE 1987 : 160 und 175 nach BERG u.a. 1982, verändert
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Neuere Arbeiten interpretieren die Suburbanisierung als spezi sche Phase in der zyklischen Ent-

wicklung von Stadtregionen, die nach dem Modell von van den BERG u.a. 1982 auf die Urbanisie—

rungsphase folgt (vgl. Abb. 2). Charakteristisch für die Suburbanisierungsphase ist demnach, daß

die Stadtregion insgesamt wächst, das Umland gegenüber der Kernstadt aber absolut oder zu-

mindest relativ gesehen in bezug auf einzelne Funktionen stärker an Bedeutung gewinnt.l7 Indika-

toren für den damit verbundenen räumlichen Dekonzentrationsprozeß sind z.B. ein Zuwachs an

Wohnbevölkerung bzw. Wohnungen, Beschäftigten bzw. Arbeitsstätten und Siedlungs äche in den

Umlandgemeinden.18 Einige Autoren unterscheiden zwischen einer „Suburbanisierung im engeren

Sinne“, die durch intraregionale bzw. kleinräumige Verlagerungen aus der Kernstadt in das Umland

zustande kommt, und einer „Suburbanisierung im weiteren Sinne“, die durch interregionale bzw.

großräumige Verlagerungen bedingt ist.19 Intraregionale Verlagerungen gelten als Motor für die

Suburbanisierung, die durch interregionale Austauschprozesse verstärkt werden kann.20

2.2. Suburbanisierung in ostdeutschen Stadtregionen als neuartiges Phänomen

Im Gegensatz zu den westdeutschen Bundesländern, in denen die Suburbanisierung seit den 60er

Jahren ein wohlbekanntes und in Fachkreisen viel diskutiertes Phänomen darstellt, blieben ver-

gleichbare Prozesse in Ostdeutschland bis 1990 aus. Die DDR-Regierung bevorzugte eine kom-

pakte Siedlungspolitik, welche „die ‚führende Rolle der Stadt‘ betonte und sowohl die industrielle

Entwicklung in den Städten als auch die Konzentration der Bevölkerung auf die Städte durch den

Bau großer randstädtischer Wohngebiete besonders förderte“.21 Eine kompakte Siedlungsentwick-

lung „sicherte unter planwirtschaftlichen Verhältnissen die höchste Ef zienz der aufgewendeten

Investitionen und die geringsten zusätzlichen Infrastrukturerschließungen‘‘.22 Deswegen verzeich-

neten die ostdeutschen Großstädte mit wenigen Ausnahmen bis weit in die 80er Jahre hinein

enorme Bevölkerungsgewinne nicht nur aus den ländlichen Regionen, sondern auch aus ihrem

‘7 FRIEDRICHS & ROHR 1975 : 28; anders GAEBE 1987 : 162, der in bezug auf die Bevölkerungs-
entwicklung von einem relativen und absoluten Bedeutungsgewinn des suburbanen Raumes ausgeht‘8 vgl. FRIEDRICHS 1978 : 21; FRIEDRICHS 1995 : 35; SCHWANZER 1987 : 26 f.‘9 so z.B. SCHWANZER 1987 : 28 r; BÄHR / JENTSCH / KULS 1992 : 783 1.; DÜSTERWALD u.a. 1994 :
1192° so z.B. BUCHER & KOCKS 1987 : 689 r; KAGERMEIER 1994 ; 302; HERFERT 1996 : 322' HENCKEL u.a. 1993 : 10022 BREUSTE & KABISCH 1996 : 221
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Umland.23 Der rund 40 Jahre andauernde Urbanisierungsprozeß schuf eine markante räumliche

Grenze zwischen den Großstädten und ihren ländlichen Umlandgemeinden, die bis heute deutlich

wahrnehmbar ist.

Dennoch gab es bereits in der DDR-Zeit erste Vorboten für eine Suburbanisierung.24 Nach Auf-

hebung des Verbotes für den sogenannten individuellen Wohnungsbau 1971 entstanden am Rand

und im Umland der Städte neue Bungalowsiedlungen mit Eigenheimen oder Wochenend- und

Ferienhäusern.25 Der private Eigenheimbau, der als Motor für die Suburbanisierung in West-

deutschland gilt, blieb allerdings weiterhin stark reglementiert und erreichte in der DDR nur eine

unbedeutende Größenordnung.26 Im Ergebnis führte diese Bautätigkeit wohl in einzelnen Kommu-

nen, nicht jedoch im gesamten Umland zu einer fast ächendeckenden Zersiedlung. Daher blieb

„die vor 1945 entstandene Siedlungsstruktur [...] während der DDR-Zeit weitestgehend Unverändert

erhalten“.27

So bestanden 1990 potentiell günstige Voraussetzungen für eine ressourcenschonende Siedlungs-

entwicklung in den ostdeutschen Stadtregionen.28 Die optimistischen Hoffnungen mancher Exper-

ten aus Politik, Planung und Wissenschaft, daß sich die aus Westdeutschland hinreichend bekann-

ten und vielfach beklagten negativen Begleiterscheinungen der Suburbanisierung hier nicht ein-

stellen mögen, zerstoben allerdings schnell. Scharen von Investoren vor allem aus Westdeutschland

sondierten schon in den ersten Monaten nach dem Fall der Mauer das Terrain und gaben Anlaß zu

der Annahme, die Suburbanisierung in Ostdeutschland könnte rasch eine beachtliche Intensität und

Geschwindigkeit erreichen.29

Erste Studien über die Entwicklung ostdeutscher Stadtregionen seit 1990 zeigen, daß hier keines-

wegs nur mit einer gewissen zeitlichen Verschiebung ein Prozeß nachvollzogen wird, der im Hin-

blick auf die Ursachen, Akteure und räumlichen Auswirkungen dem aus Westdeutschland bekann-

ten Phänomen wie eine Blaupause gleicht. Diesen Prozeß als „nachholende Suburbanisierung“ zu

charakterisieren, greift zu kurz, denn trotz mancher Gemeinsamkeiten zeichnet sich die Entwick-

23 vgl. HENCKEL u.a. 1993 : 105; FELDERER & ZIMMERMANN-SCHWIER 1993 : 96 ff.24 so HERFERT 1994 ; 10 für die Großstadtregionen Sachsens; DÜSTERWALD u.a. 1994 ; 121 f. für Berlin
(Ost)

25 vgl. FELDERER & ZIMMERMANN-SCHWIER 1993 : 98 f.; BURDACK & HERFERT 1998 : 40
26 so HÄUSSERMANN 1996 : 15; DÜSTERWALD u.a. 1994 : 121, beziffern den Anteil auf 7-13 % pro Jahr

bezogen auf alle errichteten Neubauwohnungen; HERFERT 1994 : 10 gibt für die 80er Jahre den Wert von
10 % an

27 DÜSTERWALD u.a. 1994 : 122
28 vgl. HENCKEL u.a. 1993 : 100 f.29 vgl. Weis, J .: „Die Goldgräber schürfen schon im märkischen Sand - von Golfplätzen, Baumärkten, Hotels

und dem mühsamen Versuch, den Wildwuchs im Berliner Umland einzudämmen.“ Frankfurter Rundschau
vom 28.04.1990
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lung der Stadtregionen in Ostdeutschland gegenüber jenen in Westdeutschland durch einige mar-

kante Unterschiede aus:

(1)

(2)

(3)

(4)

Die 1990 schlagartig einsetzende Suburbanisierung bekam rasch eine ungeheure Dynamik.30

Der seither zu beobachtende Dekonzentrationsprozeß geht mit einem enormen Zuwachs an

Siedlungs ächen bei gleichzeitig sinkenden Bevölkerungs- und Beschäftigtenzahlen einher.31

ADAM u.a. sprechen angesichts des selbst für ostdeutsche Verhältnisse besonders dynami-

schen Siedlungs ächenwachstums im Leipziger Umland sogar von der „Amerikanisierung

einer schrumpfenden Stadtregion“.32

In funktionaler Hinsicht verlief die Suburbanisierung bisher „phasenverkehrt“, wobei auf die

Suburbanisierung des Einzelhandels erst die Suburbanisierung des Gewerbes und dann des

Wohnens folgten.33 Einzelne Phasen der Suburbanisierung überlagerten sich dabei oder wur-

den sogar übersprungen.34

Die Suburbanisierung des Einzelhandels und des Gewerbes kam maßgeblich durch groß-

räumige Verlagerungen entsprechender Betriebe aus den alten Bundesländern und nicht aus

den Kemstädten der ostdeutschen Stadtregionen zustande.35

Im Ergebnis verstärkten die Umlandgemeinden gegenüber den Kemstädten ihre Funktion als

Versorgungs-‚ Arbeits- und zunehmend auch als Wohnstandort „in einem bisher nicht bekannten

Maße“.36 Daß der Aufschwung Ost zunächst nicht in den Kemstädten, sondern in deren Hinterland

stattfand, führen BREUSTE & KABISCH generell auf das Zusammenspiel vielfältiger und kurz—

fristig nicht zu behebender Investitionshemmnisse in den Kemstädten zurück, welche in den Um-

landgemeinden fehlten und der Suburbanisierung kräftig Vorschub leisteten (vgl. Tab. 1).3’7

3° z.B. HERFERT 1996 : 32 und 35 f. sowie ADAM u.a. 1998 : 66 und 69 am Beispiel der Region Leipzig
3' HERFERT 1996 : 38; BURDACK & HERFERT 1998 : 35; ADAM u.a. 1998 : 78 am Beispiel der Region

Leipzig
32 ADAM u.a. 1998 : 69; vgl. auch die unterschiedlichen Auffassungen von HOLZNER 2000 : 123 ff. und

PRIEBS 2000 : 140 ff. zum Begriff „Amerikanisierung“ einschließlich der damit verbundenen Prozesse
33 z.B. NIEMANN / NEUMANN / USBECK 1994 : 526; HERFERT 1996 : 32; DANIELZYK / MULLER /

SCHMIDT 1997 : 94; ADAM u.a. 1998 : 66
34 so HERFERT 1996 : 38; BURDACK & HERFERT 1998 : 35 und 4135 so BURDACK & HERFERT 1998 : 35
36 so NIEMANN / NEUMANN / USBECK 1994 : 526
37 BREUSTE & KABISCH 1996 : 222 f.; so auch HERFERT 1996 : 45 sowie ADAM u.a. 1998 : 69
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Tab. l: Hemmende (-) bzw. fördernde (+) Faktoren für die Entwicklung der Kommunen in
ostdeutschen Stadtregionen

Entwicldungsfaktor Kernstädte Umlandgemeinden ..
Eigentumsverhältnisse (-) häu g unklar (+) weitgehend geklärt

Baulandangebot (-) knapp (+) reichhaltig
(-) häufig mit Altlasten (+) altlastenfrei
(-) nicht sofort verfügbar (+) schnell verfügbar

Bodenpreise („) hoch (+) niedrig

Verkehrsanbindung (+) überregional gut (+/-) überregional teilweise gut
(-) innerstädtisch problematisch (+) innerürtlich unproblematisch

Infrastruktur („) marode Altanlagen (+) moderne Anlagen
in Neubaugebieten

Umfeld (-) wenig attraktiv (+) attraktiv

Verwaltungsverfahren (-_) langwierig (+) zügig

zusammengestellt nach HENCKEL u.a. 1993 : 533 ff.; BREUSTE & KABISCH 1996 : 223; ADAM u.a.
1998 : 69

2.3. Wohnsuburbanisierung in ostdeutschen Stadtregionen gl_s Produkt des raumwirksamen
gndelns verschiedener Akteure

Obwohl Experten das Einsetzen einer Suburbanisierung in Ostdeutschland voraussahen, zeigten sie

sich dennoch überrascht von der Vehemenz, mit der dieser Prozeß begann, sowie seinen quantita-

tiven und qualitativen Dimensionen. Ob dafür primär endogene oder exogene Steuerungsfaktoren

verantwortlich sind, ist umstritten. Mit Blick auf die Stadtregion Leipzig sprechen beispielsweise

ADAM u.a. von der Suburbanisierung als einem „hausgemachten“ Phänomen, BURDACK &

HERFERT dagegen von einem „künstlich induzierten“ Prozeß.38

Diese unterschiedlichen Bewertungen resultieren nicht zuletzt aus verschiedenen Forschungs—

ansätzen, die den jeweiligen Regionalanalysen zugrunde liegen. So führen Autoren mit einem eher

systemorientierten, makroräumlichen Forschungszugang die Suburbanisierung vorrangig auf die

besonderen nationalen Rahmenbedingungen zurück, die aufgrund der staatlichen Transformation

33 vgl, HERFERT 1996 : 45; ADAM u.a. 1998 : 69; BURDACK & HERFERT 1993 : 34
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ir alle Stadtregionen in Ostdeutschland gelten. Andere Autoren verwenden dagegen einen hand—

lungsorientierten, mikroräumlichen Forschungsansatz und sehen die Suburbanisierung in ihren

regional- bzw. lokalspezi schen Ausprägungen in erster Linie als Ergebnis eines akteurs- und

interessengesteuerten Prozesses.

Die bisher vorliegenden Forschungsergebnisse zur Bevölkerungs- bzw. Wohnsuburbanisierung39

zeigen, daß beide Forschungszugänge gute Erklärungsansätze für die Entstehung und den Verlauf

von Suburbanisierungsprozessen in ostdeutschen Stadtregionen liefern, jedoch auch einige wichtige

Fragen offen lassen. Die nun folgenden Ausführungen beleuchten die'Suburbanisierung aus einem

akteurszentrierten Blickwinkel. Sie zeigen vorrangig die grundlegenden Interessen und Hand-

lungslogiken auf, die raumwirksamen Entscheidungen der Hauptakteure im Suburbanisierungs-

prozeß zugrunde liegen, ohne jedoch systembedingte Ein ußfaktoren zu vernachlässigen.

Unmittelbar raumbezogene Wirkung auf die Entwicklung von Stadtregionen entfalten die Stand-

ortentscheidungen von privaten Haushalten und Investoren, die als Nachfrager bzw. Anbieter auf

dem regionalen Wohnungsmarkt in Erscheinung treten (Kap. 2.3.1 und 2.3.2). Die Kommunen

wiederum bestimmen durch die Vergabe von Baurechten das Angebot auf dem Grundstücksmarkt,

der dem Wohnungs- und Immobilienmarkt vorgelagert ist, entscheidend mit (Kap. 2.3.3). Auf die

Entwicklung und Struktur dieser drei Teilmärkte nehmen ferner die Landesregierungen durch

raumplanerische Aktivitäten und die Au age von Förderprogrammen für den Wohnungsbau in-

direkt Ein uß (Kap. 2.3.4).

2.3.1. Wohnstandortentscheidungen privater Haushalte

Bei der Wohnstandortwahl privater Haushalte handelt es sich nach ARING u.a. um einen „kom-

plexen Optimierungsprozeß mit vielfältigen Opportunitätsüberlegungen und -entscheidungen“.

Diese Gruppe von Akteuren ist in erster Linie daran interessiert, ihre Wohnsituation durch einen

Umzug zu optimieren und muß dazu individuelle Wohn- und Lebenspräferenzen mit dem vorhan-

denen Angebot auf dem Wohnungsmarkt in Einklang bringen. Im Rahmen dieser Abwägung spielt

die nanzielle Leistungsfähigkeit und -bereitschaft der Wohnungssuchenden eine ausschlag—

gebende Rolle. Aus rationalen Erwägungen entscheiden sich viele private Haushalte für einen

39 Beide Begriffe werden im Rahmen dieser Arbeit synonym verwendet.
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Wohnstandort im suburbanen Raum, weil sie ihre Wohnvorstellungen dort kostengünstiger realisie-

ren können als in einer Großstadt.“

Die wesentlichen Gründe für die Wohnstandortwahl im suburbanen Raum sind aus der Wande-

rungsforschung hinlänglich bekannt und in Tabelle 2 nach Hauptgruppen, die meist in Kombination

eine Wanderungsentscheidung beein ussen, zusammengefaßt. Die Verbesserung der Wohn-

situation, sowohl im Hinblick auf die Wohnung selbst als auch das Wohnumfeld, steht bei einem

Umzug in den suburbanen Raum als Motiv eindeutig im Vordergrund, wobei der Wunsch nach

Eigentumsbildung häu g verstärkend wirkt.‘41 Andere Gründe sind demgegenüber für eine Wande-

rungsentscheidung in der Regel eher von nachrangiger Bedeutung.

Tab. 2: Hauptgründe und -argumente für die Wohnstandortwahl im suburbanen Raum

Umzugsgründe Hauptargumente

ökonomische Gründe I niedrigere Miet-lKaufpreise für Grundstücke/Wohnungen
I besseres Preis-lLeistungsverhältnis

lehenszyklische Gründe I Vergrößerung (seltener: Verkleinerung) des Haushaltes

wohnungsbezogene Gründe I größere (seltener: kleinere) Wohnung
I besser ausgestattete Wohnung

wohnumfeldbezogene Gründe I öffentliche/private Grünfläche (Garten)
I landschaftlich reizvollere Umgebung

berufsbedingte Gründe I Wechsel des Arbeitsplatzes
I Verkürzung der Pendeldistanz

transformationsbedingte Gründe I Restitutionsansprüche
I „Nachholbedarf“(Wohn ächenkonsum/Eigentumsbildung)

zusammengestellt nach ARING u.a. 1996 : 78 f.; FELDERER & ZIMMERMANN-SCHWIER 1993 : 70 ff.

Diese Forschungsergebnisse treffen grundsätzlich auch für die StadtuUmland-Wanderung in ost-

deutschen Stadtregionen zu. Allerdings können hier auch transformationsbedingte Faktoren Anlaß

für einen Wohnungs- und Wohnstandortwechsel sein. Privaten Haushalten steht es nun frei, ihre

individuellen Wohnwünsche, die sie in der DDR-Zeit nicht befriedigen konnten, im Rahmen ihrer

nanziellen Möglichkeiten zu realisieren. Das Bestreben, die eigenen Lebensbedingungen rasch an

westdeutsche Verhältnisse anzupassen („Nachholbedarf“), löste kurzfristig eine hohe Nachfrage

4“ vgl. ARING u.a. 1996 : Hurt; FRIEDRICHS 1995 : 105 f.
41 so 2.3. DANIELZYK r MULLER / SCHMIDT 1997 : 98 für die Region Dresden und HERFERT 1996 : 41 f.

für die Regionen Leipzig und Schwerin
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nach Eigentumswohnungen und einen sprunghaften Anstieg des Wohn ächenkonsums aus.42 Ver-

stärkend auf die Suburbanisierung wirkten darüber hinaus ungeklärte Eigentumsfragen (vgl. Tab.

1), die für einige Jahre den Neubau bzw. die Sanierung von Wohnungen vor allem in den Groß-

städten blockierten und zugleich die Nachfrage nach Wohnraum durch (potentielle) Restitutions-

opfer schürten.

Die Bevölkerungssuburbanisierung in Ostdeutschland beruht ebenso wie in Westdeutschland

hauptsächlich auf einer sozial selektiven Migration aus den Kemstädten in die Umlandgemeinden.

Ersten Forschungsergebnissen zufolge wird die Suburbanisierung ähnlich wie in den alten

Bundesländern maßgeblich von Personen der mittleren und jüngeren Altersgruppen (Familien mit

Kindern) und Haushalten mit überdurchschnittlich hohem sozio-Ökonomischen Status (z.B. bezüg-

lich Einkommen, Bildungsniveau, sozialer bzw. beru icher Status) getragen.43

In einer vergleichenden Studie über die Regionen Leipzig und Schwerin zeigt HERFERT dagegen

gewisse Unterschiede in bezug auf die sozio-ökonomische Struktur und die Wohnsituation der

Wandemden im Quell- und Zielgebiet auf. Während die Schweriner Umlandgemeinden in der

ersten Hälfte der 90er Jahre primär durch die Zuwanderung von Familien aus den alten Bundes-

ländern pro tierten, verzeichneten die Leipziger Umlandgemeinden starke Wanderungsgewinne

bei Ledigen und Singlehaushalten. Auch lag der Anteil der ehemaligen Bewohner von Plattenbau-

siedlungen im Umland von Schwerin mit 50 % erheblich höher als im Umland von Leipzig (20 %).

Da die Mehrheit der Kemstadt-Umlandwanderer in der Region Schwerin bereits vor dem Umzug in

überdurchschnittlich gut ausgestatteten Wohnungen lebte, spielte hier vielfach der Wunsch nach

Eigentumsbildung eine ausschlaggebende Rolle ir die Wahl des neuen Wohnstandortes.

Wohnungs- und Wohnumfeldmängel stellten dagegen häu ger den Anlaß für einen Umzug aus der

Kernstadt Leipzig in den suburbanen Raum dar, der meistens in einer Geschoßwohnung endete. Da

Schwerin die Abwanderungen in den suburbanen Raum nicht wie Leipzig zumindest teilweise

durch Zuwanderungen kompensieren konnte, zeichnet sich der Suburbanisierungsprozeß in der

Landeshauptstadt Mecklenburg-Vorpommems nach Auffassung von HERFERT durch eine größere

Intensität aus.44

42 ADAM u.a. 1998 : 70 f.; als Indikatoren für den Nachholbedarf ziehen die Autoren auf s. 35 z.B. die
Eigentümerquote (24 % in Ost-, 43 % in Westdeutschland) und den Wohn ächenkonsum pro Person (30 qm
in Ost— gegenüber 38 qm in Westdeutschland) 1993 heran43 so z.B. DANIELZYK / MULLER / SCHMIDT 1997 : 95 ir die Region Dresden; HERFERT 1994 : 12 f. für
die Region Leipzig bzw. 1996 : 41 ir die Regionen Leipzig und Schwerin; u.a. BEYER & SCHULZ 2001 :
126 ff. und GEMEINSAME LANDESPLANUNGSABTEILUNG 2001 : l8 für die Region Berlin; vgl. dazu
auch Kap. 6.24“ HERFERT 1996 : 35 ff.
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Ob die Suburbanisierung in Ostdeutschland überwiegend auf inter- oder intraregionalen Wande-

rungen beruht, läßt sich anhand der bisher vorliegenden Forschungsergebnisse nicht zweifelsfrei

beantworten. Dennoch spricht viel dafür, daß der demographische Dekonzentrationsprozeß in den

meisten ostdeutschen Stadtregionen primär auf intraregionale Wanderungen zurückzuführen und

damit sozusagen „hausgemacht“ ist.

2.3.2. Investitionsentscheidungen von Bauherren

Daß sich die Bevölkerungssuburbanisierung als hochgradig selektives soziales Phänomen zeigt,

führen die Experten in erster Linie auf die hohen Miet- und Kaufpreise von neu erbauten Wohnun-

gen zurück. Hierfür sind wiederum spezielle förderpolitische Rahmenbedingungen verantwortlich,

welche die Privatisierung des ehemals staatlich gesteuerten und verwalteten Wohnungs-‚ Immobi-

lien- und Bodenmarktes in den neuen Bundesländern erleichtern sollten.

Um private Investitionen in diesen Teilmärkten anzureizen, offerierte die Bundesregierung natio-

nalen und internationalen Kapitalanlegem für eine Übergangszeit besonders günstige steuerliche

Abschreibungsmöglichkeiten. Anleger pro tierten bei der Vermietung von neuen Eigentums-

wohnungen von Investitionszuschüssen bis zu 33 % und Sonderkonditionen für die Abschreibung

der Baukosten in Höhe von 50 %. Außerdem blieben spekulativ erzielte Wertsteigerungen, die sich

mit dem Verkauf einer Eigentumswohnung erzielen ließen, steuerfrei.45 Die Aussicht darauf, kurz-

fristig sehr hohe Renditen erwirtschaften zu können, versetzte Kapitalanleger verständlicherweise

in eine euphorische, ja geradezu gründerzeitliche Stimmung. Angesichts dieser freudigen Erwar-

tungen ist in Ostdeutschland „die Nachfrage nach Immobilien aller Art förmlich explodiert“.46

Dem Ansturm auf den schlagartig neu entstandenen Immobilien- und Grundstücksmarkt stand

allerdings in den ersten beiden Jahren nach der Wiedervereinigung ein außerordentlich knappes

Angebot gegenüber, das Investitionen vorübergehend hemmte (vgl. Tab. l). Wer dennoch an die-

sem Goldrausch teilhaben wollte, mußte im wahrsten Sinne des Wortes Phantasiepreise bezahlen.

Da es bis 1990 keinen Boden- und Immobilienmarkt gab, existierten auch keine Vergleichszahlen

für Miet- und Kaufpreise. Sich an den keinesfalls vergleichbaren Verhältnissen in westdeutschen

Stadtregionen orientierend, griffen Grundstückseigentümer die erforderlichen Zahlen einfach aus

45 DÜSTERWALD u.a. 1994 : 125; BURDACK & HERFERT 1998 : 34 f.; ADAM u.a. 1998 : 70 f.
46 SCHMIDT 1995 : 83
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der Luft - und ihre Vorstellungskraft besaß dabei kaum Grenzen.47 Ab 1993 setzten sich bei wach-
sendem Grundstücksangebot realistischere Preisforderungen und Gewinnerwartungen durch, die

endlich für den gewünschten Bauboom in d'en ostdeutschen Stadtregionen sorgten.

Als Investoren traten hauptsächlich Bauherren aus den alten Bundesländern in Erscheinung, die

große Bauvorhaben als lukrative Kapitalanlage realisierten und sich dabei auf die renditeträchtig-

sten Standorte und Objekte konzentrierten. In ihrem Auftrag organisierten Makler, Developer,

Immobilienfonds und Entwicklungsgesellschaften nicht nur den Kapitaltransfer in die neuen

Länder, sondern betrieben auch die konkrete Projektentwicklung vor Ort. Private Bauträgergesell—

schaften, die „das Wohnungsbaugeschehen von der Erschließung bis zum Verkauf, einschließlich

der Vermittlung von Mietern für Kapitalanlegem“ zumindest in den ersten Jahren nach dem Fall

der Mauer weitgehend unter ihrer Kontrolle hatten, zählen demnach zu den wichtigsten Akteuren

im ostdeutschen Suburbanisierungsprozeß.48

Den renditemaximierenden Interessen der Investoren entsprechend wuchsen gerade im Umland

jener ostdeutschen Großstädte mit den höchsten Ökonomischen Wachstumserwartungen (z.B. Leip-

zig und Berlin) zahlreiche neue Siedlungen mit teuren Geschoßwohnungen in die Höhe. Dieses

Wohnungsangebot deckte die starke Nachfrage nach preisgünstigen Wohnungen und Eigenheimen

mit guter Ausstattung jedoch nicht. Leerstehende Objekte zeugen auch heute noch davon, daß

mancherorts „am Markt vorbei gebaut“ wurde. 49

Insgesamt gesehen subventionierte die staatliche Förderpolitik in den ersten Jahren nach der

Wiedervereinigung den Wohnungsneubau buchstäblich „auf der grünen Wiese“, anstatt private

Investitionen in den Wohnungsbestand zu lenken. Diese Politik räumte der Siedlungserweiterung

den Vorrang vor der Nachverdichtung und Umnutzung von Grundstücken in bestehenden Sied-

lungsgebieten ein. Dadurch wurden zwangsläu g Investitionen in suburbanen Gemeinden anstatt in

den Kemstädten begünstigt (vgl. Tab. 1). Daß eine solche Förderpolitik raumplanerische Ziele und

Konzepte für eine ressourcenschonende Entwicklung der Stadtregionen in Ostdeutschland konter—

karieren mußte, liegt auf der Hand.

Durch den sukzessiven Abbau der zeitlich befristeten Steuervergünstigungen reduzierte sich das

Neubauvolumen seit 1997 merklich. Auch orientieren sich Neubauprojekte neuerdings stärker am

tatsächlichen Bedarf, und Baumaßnahmen im Bestand gewinnen zunehmend an Bedeutung. Natür-

lich läßt sich dadurch die expansive Bautätigkeit der ersten Nachwendejahre nicht ungeschehen

47 vgl. SCHMIDT 1995 298; HÄUSSERMANN 1996 ; 24
4“ HERFERT 1996 :45 und OTT 1997 : 40449 vgl. HERFERT 1994 : 13 und 18; BURDACK & HERFERT 1998 ; 34 f.
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machen. Die steinernen Zeugnisse aus dieser Goldgräberzeit werden das Umland der ostdeutschen

Stadtregionen wohl dauerhaft prägen.

Den schwungvollen Beginn und die besonderen Ausprägungen der Wohnsuburbanisierung in Ost-

deutschland nur den skizzierten nationalen Förderbedingungen für den Wohnungsbau zuzuschrei-

ben, greift jedoch zu kurz. Damit lassen sich zwar gravierende Unterschiede in der Entwicklung

von ost- und westdeutschen Stadtregionen, nicht aber die durchaus regionalspezi schen Facetten

der Suburbanisierung in Ostdeutschland erklären. So zeichnet sich zum Beispiel der Wohnungs-

markt im Umland von Schwerin durch ein großes Angebot an neuen Eigentumswohnungen in Ein-

und Zweifamilienhäusem aus, während im suburbanen Raum von Leipzig das Angebot an Miet-

wohnungen in Mehrfamilienhäusern deutlich überwiegt. HERFERT macht dafür zum einen das

Preisgefälle zwischen den Immobilienmärkten in den beiden Stadtregionen, das unterschiedlich

hohe Renditeerwartungen bei den Investoren weckte, und zum anderen Förderprogramme für den

Eigenheimbau im Bundesland Mecklenburg-Vorpommem verantwortlich.50

Dieses Beispiel zeigt, wie wichtig die Berücksichtigung von endogenen, also regional- und lokal-

spezifischen Ein ußfaktoren für die Analyse von Suburbanisierungsphänomenen ist. Auch wenn

exogene Rahmenbedingungen das Geschehen auf dem Wohnungsmarkt in den ersten Jahren nach

der Wende maßgeblich bestimmten, zeigt die Entwicklung verschiedener ostdeutscher Stadtregio-

nen dennoch Modi kationen, die sich auf diese Weise nicht befriedigend erklären lassen.

2.3.3. Planungsentscheidungen von Kommunen

Eine weitere wichtige Gruppe von Akteuren, die auf die Entwicklung von Stadtregionen großen

Ein uß nimmt, sind die Kommunen. Als „Monopolisten bei der Beschaffung von Baurechten“

steuern sie den Suburbanisierungsprozeß durch ihre Planungsaktivitäten, insbesondere ihr Engage—

ment bei der Ausweisung von Wohnbauland, in einem entscheidenden Maße mit.51 Ihr Interesse

liegt allgemein formuliert darin, die Lebensverhältnisse der Bevölkerung vor Ort zu verbessern.

ARING u.a. bezeichnen die Kommunen daher als „lokale Wohlfahrtsmaximierer“, die zur Er-

reichung ihres Hauptzieles spezi sche Optimierungsstrategien verfolgen. Bei der Entscheidung

5° vgl. HERFERT 1996 : 39 f.
5‘ SCHAFER / NEUBAUER / BERNHART 19992 : 68; vgl. auch DÜSTERWALD u.a. 1994 : 125 und 136;

ARING u.a. 1996 : 80
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über den künftigen Entwicklungspfad einer Kommune Spielen die Interessen der Wählerschaft und

die bisher gemachten Wachstumserfahrungen eine Schlüsselrolle.

Beobachtungen der Autoren in westdeutschen Stadtregionen ergaben, daß sich viele kernstadtnah

gelegene Umlandgemeinden von einem weiteren Bevölkerungswachstum offenbar keinen Zuge-

winn an Lebensqualität versprechen, weil die damit verbundenen monetären (z.B. für den Infra-

strukturausbau) wie nicht-monetären Kosten (z.B. in Form von Integrationsproblemen) den voraus—

sichtlichen Nutzen übersteigen. Die Mehrheit der Kommunen verfolgt deswegen bestenfalls einen

„vorsichtigen Wachstumspfad“ und legt sogenannte „Einheimisehen-Programme“ auf, um die orts-

ansässige Bevölkerung bei der Vergabe von Bauland und Neubauwohnungen bevorzugt zu

berücksichtigen (vgl. Tab. 3 — Typ A und B).52

Tab. 3: Entwicklungsstrategien von Kommunen im suburbanen Raum

entscheidungs- TYP A: TYP B: Typ C:
relevante Faktoren Umlandgemeinde Umlandgemeinde Umlandgemeinde

Region München Region Kassel Region Leipzig

bisherige Entwicklung starkes Wachstum gemäßigtes Wachstum kein Wachstum

[nfrastrukturausstattung gut gut schlecht

Finanzausstattung gut gut schlecht

PPIII'SChfi" Ein uß gesunken gleichbleibend groß
_ Einheirnischer

Bereitschaft zur (weiten
ren) wachstun'isorien- negativ einschränkt positiv positiv
tierten Politik

für sozial besserBereitschaft zur (weite-
ren) Baulandausweisung
nach Zielgruppen

nur für Ortsansässige
l) für Ortsansässige
2') für sozial besser

gestellte Neubürger
gestellte Neubürger

V
Bereitschaft zur Unter-
stützung von Wohnungsw
bauprojekten nach Art

Ein-IZweifamilien-
häuser, Eigenheime

Ein-Zweifamilien-
häuser. Eigenheime

Mehrfamilienhäuser.
Miet— u. Eigentums-

wohnungen

Entwicklungsstrategie konsolidierend
restriktiv

moderat expansiv stark expansiv

zusammengestellt in Anlehnung an ARING & SCHOTE 1994 : 23 und 28; HERFERT 1996 : 39 ff.

52 vgl. ARING u.a. 1996 : so ff.
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Anders stellt sich dagegen die Situation in vielen ostdeutschen Umlandgemeinden dar. Mit der

politischen Wende erhielten die Kommunen das Recht auf Selbstverwaltung zurück, welches auch

das Recht und sogar die P icht zur planerischen Gestaltung der Örtlichen Entwicklung einschließt.

Weitgehend unbelastet von Investitionshemmnissen (vgl. Tab. 1) gelang es den Kommunen im

suburbanen Raum, rasch Bauland für die Ansiedlung von Gewerbe und Wohnbevölkerung bereit zu

stellen. In dem Bestreben, sich im Wettbewerb mit den Nachbarkommunen einen Entwicklungs-

vorsprung und zugleich die dringend notwendigen Haushaltseinnahmen zu verschaffen, verfolgen

die meisten Kommunen seither gleichartige, auf Wachstum ausgerichtete Optimierungsstrategien.

Davon versprechen sich die Lokalpolitiker nicht nur ökonomische Vorteile, sondern auch einen

sozialen Imagegewinn. BREUSTE & KABISCH führen die Suburbanisierung in ostdeutschen

Stadtregionen deswegen maßgeblich auf die wachstumsorientierte Politik der Umlandgemeinden,

welche nur „nach eigenen Interessen, ohne Abstimmung mit den Nachbarkommunen und nicht im

Sinne einer ausgewogenen Regionalentwicklung“ handeln, zurück (vgl. Tab. 3 - Typ C).53

Daß aus den Planungsaktivitäten der Kommunen durchaus signi kante Unterschiede in der Ent-

wicklung von Stadtregionen resultieren, belegt WIRTH am Beispiel von Leipzig und Dresden schon

1992. Demnach wurde im suburbanen Raum von Dresden in den ersten Jahren nach dem Fall der

Mauer insgesamt gesehen wesentlich ächensparender, kleinteiliger und in funktionaler Hinsicht

selektiver geplant als im Umland von Leipzig.54

07T und NUISSL weisen in ihren Studien über die Stadtregionen Erfurt und Berlin auf Differenzen

in der Entwicklung der suburbanen Teilräume hin, die sie ebenfalls auf kommunale Optimierungs-

und Planungsstrategien zurück 'jhren. Um den Wandel der Flächennutzung in der Stadtregion

Erfurt seit der Wiedervereinigung zu erklären, zeigt OTT anhand zahlreicher Fallbeispiele auf,

welche Akteure bei der Gestaltung des Suburbanisierungsprozesses eine Hauptrolle spielen.55 Er

kommt zu dem Ergebnis, daß die Entwicklung einer Kommune insbesondere in der unmittelbaren

Nachwendezeit „eng an die Persönlichkeit des Bürgermeisters bzw. die Handlungsfähigkeit des

Gemeinderates geknüpft [war], da die potentiellen Investoren gezielt an die Bürgermeister heran-

traten, um sie von den Vorzügen des jeweiligen Projektes zu überzeugen“. In theoretischer Hinsicht

fußt seine Studie auf dem ökonomisch—technisch determinierten Regulationsansatz, den OTT aller-

dings um transformatorische und akteursbezogene Elemente erweitert.56

53 BREUSTE & KABISCH 1996 : 222 f.5“ WIRTH 1992 : 7 f.55 OTT 1997 : 384 f. und 404 ff.
5° vgl. die Kritik an regulationstheoretisch inspirierten Studien von BURDACK & HERFERT 1998 : 28 und die

Weiterentwicklung des Ansatzes bei OTT 1997 : 386 f. und 404
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NUISSL führt die „krassen“ intraregionalen Disparitäten im Umland von Berlin ebenfalls auf kom—

munale Entwicklungs- und Planungsstrategien zurück. Wohl verfolgten die Berliner Umland-

gemeinden bisher in „knallharter Konkurrenz“ zueinander überwiegend eine auf quantitatives

Wachstum ausgerichtete Politik, sie nutzten jedoch die ihnen zur Verfügung stehenden Planungs-

optionen unterschiedlich schnell und clever. Deswegen gleichen die „Ränder der Hauptstadt“ heute

einem „Flickenteppich“, wo „Orte der Dynamik“ gleich neben „Orten der Stagnation“ liegen. Für

die Zukunft erwartet NUISSL, daß sich die Planungsstrategien der suburbanen Gemeinden stärker

diversi zieren. Seines Erachtens ist es nur eine Frage der Zeit, bis in einigen Kommunen, die

zunächst einen wachstumsorientierten Kurs eingeschlagen haben, „die lokalen ,Pro-Growth—

Koalitionen‘ ihre Dominanz in den kommunalen Entscheidungsapparaten verlieren und ,Closed-

Shop-Politiken‘ [...] an Gewicht gewinnen“.57

Sowohl 07T als auch NUISSL legen ihren Forschungsarbeiten quantitative Methoden zugrunde.

OTT analysiert mit Hilfe eines äußerst umfangreichen und weitgehend selbst erhobenen Daten-

materials auf kleinräumiger Basis die Veränderung von Art und Umfang der Flächennutzung inner-

halb der Stadtregion Erfurt. NUISSL zieht aus Sekundärdaten zur Bevölkerungsentwicklung Rück-

schlüsse auf kommunalpolitische Strategien und deren Umsetzungserfolg. Kritisch ist die begrenzte

Aussagekraft dieses Indikators zu bewerten, der zum Beispiel bei hohem Wanderungsvolumen zu

Fehlschlüssen in bezug auf die Entwicklungsstrategien der betreffenden Kommunen verleitet.58

Auch bleibt NUISSL eine schlüssige Antwort darauf schuldig, ob die Bevölkerungsentwicklung das

Resultat eines bewußten kommunalpolitischen und -planerischen Entscheidungsprozesses oder ein

eher zufälliges Produkt unfreiwillig verpaßter Entwicklungschancen ist.59

57 NUISSL 1999 : 249 ff.; siehe auch ARING u.a. 1996 : 95
58 unkritisch dagegen NUISSL 1999 : 248 f., insbesondere FN 46
59 vgl. die widersprüchlichen Aussagen von NUISSL 1999 : 254
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2.3.4. Steuerungsein uß überörtlicher Planungsträger

Nun führen individuelle Planungsstrategien der Kommunen in der Summe nicht unbedingt zur

Verwirklichung raumplanerischer Idealvorstellungen für die Entwicklung von Stadtregionen. Des-

wegen thematisieren einige Forschungsarbeiten auch die Rolle der Landes- und Regionalplaner in

diesem Prozeß. Die Autoren ziehen durchweg die ernüchternde Bilanz, daß es diesen Akteuren

nicht gelungen ist, die Suburbanisierung einzudämmen.60

Die Ursachen für dieses Steuerungsde zit liegen angeblich hauptsächlich im normativ—administra-

tiven Bereich. Zwar formulierten die ostdeutschen Landesregierungen in Erwartung der drohenden

Suburbanisierung schon Anfang der 90er Jahre grundlegende Vorstellungen für die Entwicklung

von Stadtregionen.61 Allerdings mußten die zur Um- und Durchsetzung dieser Leitbilder und Ziele
notwendigen Institutionen, gesetzlichen Grundlagen sowie rechtsverbindlichen Instrumente erst

einmal geschaffen und Abstimmungsverfahren zwischen den verschiedenen Akteuren erprobt

werden.62

Die neu aufgebauten politischen und administrativen Organisationsstrukturen trugen den Erforder-

nissen für eine koordinierte, die administrativen Grenzen übergreifende Raumplanung in den Stadt-

regionen kaum Rechnung. Die Zersplitterung von Entscheidungskompetenzen sorgte in den An-

fangsjahren für ein Kompetenzgerangel zwischen verschiedenen überörtlichen Planungsinstitu-

tionen, das ndige Kommunen und Investoren zur Durchsetzung ihrer eigenen Interessen sehr wohl

zu nutzen wußten. Außerdem verfügt die Landes- und Regionalplanung bis heute nicht über geeig-

nete Zwangs- oder Anreizinstrumente, um ihre Ziele im Kon iktfall gegenüber den Kommunen

durchzusetzen.63

So vertreten die überörtlichen Planungsträger eine Position, die in mittel- und langfristiger Per-

spektive auf eine in funktionaler, sozio-ökonomischer und Ökologischer Hinsicht ausgeglichene

Regionalentwicklung abzielt. Auch die Kommunen setzen im Prinzip auf solche gemeinwohl-

orientierten Entwicklungsstrategien, die jedoch kurzfristig ausgelegt und auf die lokalen Belange,

6° z.B. ARING & SCHOTE 1994 : 23; NIEMANN / NEUMANN / USBECK 1994 : 527; DANIELZYK /
MULLER / SCHMIDT 1997 : 104; ADAM u.a. 1998 : II

6' Grundsatzaussagen über die angestrebte Siedlungsentwicklung trafen die Landesregierungen von Branden-
; burg im Dezember 199l, Mecklenburg-Vorpommem im März 1992, Sachsen im Juni 1991, Sachsen-Anhalt

im Juni 1992 und Thüringen im Juli 1991; siehe die Rechtsquellennachweise im Raumordnungsbericht 1993,
BUNDESMINISTERIUM FÜR RAUMORDNUNG, BAUWESEN UND STÄDTEBAU 1994 (a) : Anhang 2

62 vgl. HENCKEL u.a. 1993 : 101 und 537
63 vgl. ARING & SCHOTE 1994 : 23; so z.B. WIEST 1993 sowie NIEMANN / NEUMANN / USBECK 1994

für den Raum Halle-Leipzig; DANIELZYK / MÜLLER / SCHMIDT 1997 für die Region Dresden; BEYER
& SCHULZ 2001 : 124 ff. für die Region Berlin
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unter denen sozio—ökonomische Aspekte einen besonderen Stellenwert besitzen, abgestimmt sind.

Trotz mancher gemeinsamer Interessen verfolgen die verschiedenen Planungsträger also durchaus

unterschiedliche Strategien für die Raumentwicklung, die grundsätzlich ein gewisses Kon ikt-

potential in sich bergen.

Solche Kon ikte brechen dann auf, wenn Kommunen einen den landes- und regionalplanerischen

Vorstellungen entgegengesetzten Kurs für die lokale Entwicklung ansteuern. In westdeutschen

Stadtregionen liegt das Problem für die Landes- und Regionalplaner eher darin, jene Umland—

gemeinden, die im Verlauf der letzten drei Jahrzehnte bereits eine Wachstumsphase durchlaufen

haben, für eine Fortsetzung dieser Strategie zu begeistern. In ostdeutschen Stadtregionen heißt es

dagegen, zumindest einen Teil der wachstumswilligen Kommunen von diesem Kurs abzubringen

(vgl. Tab. 3).64
Angesichts des institutionellen, normativen und auch nanziellen Vakuums bleiben den überört-

lichen Planungsträgem aber nur konsensuale Strategien, um wenigstens auf informellem Weg

steuemd in die Entwicklung von Stadtregionen einzugreifen. Aufrufe der Landesregierungen zur

Intensivierung der interkommunalen Abstimmung verpuffen allerdings weitgehend wirkungslos.

Die Kommunen versprechen sich davon offenbar keine Entwicklungsvorteile und zeigen sich des—

wegen wenig geneigt, etwaige Einschränkungen ihrer planerischen Handlungsspielräume zu akzep-

tieren.65 ARING & SCHOTE fordern die Landes- und Regionalplaner deswegen dazu auf, mit ihren

raumordnen'schen Konzepten und Instrumenten an den Bedürfnissen und Interessen der Kommu-

nen anzuknüpfen, wenn sie die Entwicklung von Stadtregionen erfolgreich mitgestalten wollen.66

Den ostdeutschen Kommunen stand also in den ersten Jahren nach dem Fall der Mauer ein großer

Spielraum für eine wachstumsorientierte Kommunalpolitik und -planung zur Verfügung.67 Ob die

zeitweilig nicht existierenden landes— und regionalplanerischen Normen die Suburbanisierung in

Ostdeutschland maßgeblich förderten und prägten, ist allerdings umstritten. WIRTH zum Beispiel

hält das Fehlen von Regional- und Landschaftsrahmenplänen für den „entscheidendsten Mangel im

Planungsgeschehen der neuen Bundesländer überhaupt“. HERFERT dagegen bezweifelt, daß

Gesetze und Pläne auf überörtlicher Ebene die Suburbanisierung hätten verhindern oder zumindest

deutlich bremsen können.68

64 vgl. FRIEDRICHS 1995 : 101 ff.; ARING u.a. 1996 : 81 ff. allgemein und 90 ff. am Beispiel der Regionen
München, Dortmund und Berlin

65 vgl. DANIELZYK / MULLER / SCHMIDT 1997 : 103 f.
66 ARING & SCHOTE 1994 : 23; vgl. auch ARING u.a. 1996 : 110 f.67 vgl. DÜSTERWALD u.a. 1994 : 125; ADAM u.a. 1998 :69
68 WIRTH 1992 : 11; HERFERT 1996 : 45
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2.4. Erstes Zwischenfazit: Schlußfolgerungen für das eigene Forschungs_konzept

Die bisherigen Forschungsergebnisse zeigen, daß sich Stadtregionen in mancher Hinsicht ähnlich,

in mancher Hinsicht aber auch gegensätzlich entwickeln. Auch die seit 1990 in Ostdeutschland zu

beobachtende Suburbanisierung weist regionale und lokale Besonderheiten auf, die sich mit Hilfe

von systemtheoretischen Ansätzen sowie quantitativen Methoden nicht befriedigend erklären las-

sen. Um tiefergehende Einsichten in diese räumlichen Entwicklungsprozesse zu gewinnen, forderte

HESSE deswegen unlängst dazu auf, einen „qualitativ geschärften Blick auf die Suburbanisierung

und ihre Entstehungsbedingungen“ zu werfen. Dabei ist seines Erachtens auch die Rationalität der

Planung kritisch zu hinterfragen, denn „es ist eine Binsenweisheit und doch kaum akzeptiert, daß

die Raumentwicklung entsprechend den Motiven und Handlungslogiken der jeweiligen Akteure

eigenen Gesetzen folgt, die in der Summe nur zum Teil in der ordnenden Hand der Planung

liegen“.69

Für die räumliche Ausprägung der Suburbanisierung spielen die politisch-planerischen Strategien,

welche die einzelnen Umlandgemeinden für ihre Örtliche Entwicklung verfolgen, eindeutig eine

Schlüsselrolle. Eine Bevölkerungs— bzw. Wohnsuburbanisierung mit der außerordentlichen Dyna-

mik und Intensität, wie sie in den ostdeutschen Stadtregionen während der letzten zehn Jahre zu

beobachten war, setzt eine umfangreiche Ausweisung (und nachfolgende Inwertsetzung) von Bau—

land in den Umlandgemeinden der Kemstädte geradezu zwingend voraus.

Ob und in welchem Umfang Wohnbauland für welche Zielgruppen ausgewiesen werden soll, ent-

scheidet sich vor Ort nicht selten in langwierigen Konsens ndungsprozessen. Das Ergebnis han-

deln verschiedene Gruppen, deren Akteure gemeinsame oder auch gegenläu ge raumrelevante

Interessen verfolgen, in den „lokalen Kon iktarenen“ miteinander aus.70 Entwicklungsprobleme

werden von diesen Akteuren unter Umständen anders wahrgenommen und im Hinblick auf ihre

Prioritäten anders bewertet. Daraus resultieren dann unterschiedliche Vorschläge für geeignete

Lösungswege. In der Regel stehen also in den Kommunen mehrere Entwicklungsoptionen und

planerische Strategien für deren Realisierung zur Disposition. Fällt die Entscheidung beispielsweise

zugunsten einer wachstumsorientierten Kommunalpolitik, läßt sich diese sowohl durch eine eher

quantitative und damit stark außenorientierte als auch eine eher qualitative und damit vorwiegend

innenorientierte Planungsstrategie umsetzen (vgl. Tab. 3 - Typ C bzw. Typ B).

69 HESSE 2000 : 7 mit Hervorhebungen im Text; ähnlich das Resumee von NUISSL 1999 : 257; auch BEIER
1993 : 129 f. hebt den Bedarf an „theoretisch gehaltvollen und empirisch nachvollziehbaren“ Forschungs—
arbeiten hervor, die das Handeln regionaler und lokaler Akteure aus Politik und Verwaltung untersuchen70 so treffend NUISSL 1999 : 258
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